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Liebe Leserinnen und Leser, 

seit vielen Jahren begleiten wir Sie mit Engagement, Vertrauen und dem Anspruch, für Sie stets die  
bestmögliche Lösung zu finden. Diese enge Zusammenarbeit ist für uns nicht nur Auftrag, sondern  
auch Ansporn, uns kontinuierlich weiterzuentwickeln. Vor diesem Hintergrund möchten wir Sie heute 
über eine Veränderung informieren: 

Aus DÜCKER & PARTNER wird jetzt die DuP Steuerberatungsgesellschaft.

Der neue Name steht für eine moderne, zukunftsorientierte Ausrichtung sowie für die Bündelung 
unserer Kompetenzen unter einer starken, einprägsamen Marke. Sie können sich weiterhin auf unsere 
gewohnte 360°-Rundumbetreuung verlassen. Ihre vertrauten Ansprechpartner bleiben bestehen, 
und wir begleiten Sie auch künftig zuverlässig in allen steuerlichen und wirtschaftlichen Belangen. 
Wir danken Ihnen für Ihr Vertrauen und freuen uns darauf, Sie weiterhin unter neuem Namen  
umfassend betreuen zu dürfen. Wie gewohnt erscheint unser „Rundumblick", mit dem wir Sie über 
die wichtigsten Themen, hilfreiche Tipps und spannende Trends informieren.

In unserer ersten Ausgabe berichten wir über folgende aktuelle Themen:
■	Vermieter und der Stromverkauf: Welche Ausgestaltung des Stromverkaufs  
	 an eigene Mieter ist steuerlich günstig? Wir stellen Ihnen drei Modelle vor. 
■	Zahlungsanforderungen: Wenn ein Schreiben plötzlich zur Umsatzsteuerfalle wird. 
■	Bundesfinanzhof: Urteil zur ortsüblichen Vermietungszeit von Ferienwohnungen
■	KI-Deepfakes: Welche Gefahren bestehen für Unternehmen und wie wirksam ist Prävention?
■	Neues BMF-Schreiben: Mehr Struktur bei Herstellungs- und Erhaltungsaufwand

Wir hoffen, dass Ihnen unsere neue Ausgabe gefällt und Sie wertvolle Informationen mitnehmen  
können. Viel Spaß beim Lesen und zögern Sie nicht, uns bei Fragen oder Anregungen anzusprechen.

Ihr Team von DuP Steuerberatung und TC Treuhand  
Wirtschaftsprüfer ∙ Steuerberater 
Prof. Dr. Reinhard Dücker

Prof. Dr. Reinhard Dücker
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Stromverkauf an Wohnraummieter:  
Drei Modelle und ihre steuerlichen Folgen
Photovoltaikanlagen auf Mehrfamilienhäusern gehören inzwischen zum gewohnten Bild.
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Häufig stellt sich dann die Frage, wie der erzeugte Strom 
steuerlich zu behandeln ist, wenn man ihn nicht nur ins Netz 
einspeist, sondern an die eigenen Wohnraummieter weiter-
gibt. Entscheidend ist dabei weniger die Technik der Anlage 
als vielmehr die vertragliche Ausgestaltung. In der Praxis las-
sen sich drei typische Modelle unterscheiden, die steuerlich 
unterschiedlich wirken.

Modell 1: Teilbelieferung mit eigenem 
PV-Strom

Wie das Modell ausgestaltet ist: Man installiert eine  
PV-Anlage auf dem Dach und liefert den erzeugten Strom 
vorrangig an die Mieter. Überschüssige Mengen werden an 
den Netzbetreiber verkauft. Reicht die eigene Stromproduk-
tion nicht aus, beschafft der Mieter den fehlenden Strom 
selbst bei einem Energieversorger. Üblicherweise wird dieses 
Modell ohne Wahlrecht umgesetzt. Das bedeutet: Während 
des Mietverhältnisses ist man als Mieter verpflichtet, den vom 
Vermieter bereitgestellten Strom abzunehmen. 

Umsatzsteuerliche Behandlung: Umsatzsteuerlich ist ent-
scheidend, ob die Stromlieferung als eigenständige Leistung 
oder als Nebenleistung zur Vermietung zu werten ist. Bei der 
langfristigen Vermietung von Wohnraum ist die Vermietung 
umsatzsteuerfrei. Wird der Strom ohne eigenständigen Lie-
fervertrag bereitgestellt, gilt er regelmäßig als Nebenleistung 
zur Vermietung.

Die Folge: Man rechnet den Strom an die Wohnraummieter 
ohne Umsatzsteuer ab. Ein Vorsteuerabzug für diesen Anteil 
kommt nicht in Betracht. Anders sieht es bei der Einspeisung 
ins öffentliche Netz aus. Diese Umsätze sind grundsätzlich 
umsatzsteuerpflichtig. Soweit also Strom an den Netzbetrei-
ber verkauft wird, entsteht Umsatzsteuer – und insoweit ist 
auch ein anteiliger Vorsteuerabzug möglich.

Einkommensteuerliche Einordnung:  
Ertragsteuerlich liegen zwei Tätigkeiten nebeneinander:
■	Vermietung 
■	Betrieb der PV-Anlage

Der Stromverkauf zählt grundsätzlich zum Gewerbebetrieb 
„PV-Anlage“. Werden jedoch die Voraussetzungen der Steu-
erbefreiung für kleine Photovoltaikanlagen erfüllt (§ 3 Nr. 72 
EStG), bleiben sämtliche Einnahmen aus der Anlage steuerfrei. 

Modell 2: Vollversorgung ohne Förderung

Wie das Modell funktioniert: Hier geht man einen Schritt 
weiter. Man liefert nicht nur den selbst erzeugten Strom, 
sondern deckt den gesamten Strombedarf des Mieters ab. 
Reicht die eigene Produktion nicht aus, kauft man soge-
nannten Reststrom hinzu und liefert diesen gemeinsam mit 
dem PV-Strom an den Mieter weiter. Dieses Modell wird meist 
ohne Wahlrecht ausgestaltet. Der Mieter bezieht seinen Strom 
ausschließlich vom Vermieter.

Umsatzsteuerliche Auswirkungen: Solange die Wohn-
raumvermietung umsatzsteuerfrei ist und kein eigenstän-
diger Stromliefervertrag besteht, bleibt die Stromlieferung 
Nebenleistung zur Vermietung.

Das bedeutet: Auch in diesem Modell rechnet man den 
Strom gegenüber Wohnraummietern ohne Umsatzsteuer 
ab. Ein Vorsteuerabzug für diesen Bereich ist weiterhin aus-
geschlossen. Zu beachten ist jedoch, dass man durch den 
Zukauf von Strom unter Umständen als Wiederverkäufer gilt. 
In bestimmten Konstellationen kann die Umkehr der Steuer-
schuldnerschaft greifen. 

Einkommensteuerliche Besonderheit: Ertragsteuerlich 
unterscheidet sich dieses Modell deutlich vom ersten. Es 
entsteht kein reiner Gewerbebetrieb „PV-Anlage“, sondern 
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ein Gewerbebetrieb „Stromerzeugung und Stromhandel“.
Für den selbst erzeugten Strom kann die Steuerbefreiung 
weiterhin greifen. Für den zugekauften und weiterverkauften 
Reststrom gilt sie jedoch nicht. Soweit hier eine Gewinner-
zielungsabsicht besteht, muss man den entsprechenden  
Gewinn ermitteln und versteuern. Damit kann dieses Modell 
zu einer tatsächlichen Steuerbelastung führen.

Modell 3: Mieterstrom mit Förderung

Bei dieser Variante schließt man mit dem Mieter einen eigen-
ständigen Stromliefervertrag ab. Der Stromvertrag ist nicht 
mehr an den Mietvertrag gekoppelt. Der Mieter hat die Mög-
lichkeit, den Anbieter zu wechseln. Zudem sind bestimmte 
Preis- und Laufzeitvorgaben einzuhalten. Die Stromlieferung 
wird nicht über die Nebenkosten abgerechnet, sondern sepa-
rat. Man ist verpflichtet, Abschläge zu vereinnahmen und eine 
jährliche Verbrauchsabrechnung zu erstellen. Hinzu kommen 
umfangreiche Informations- und Transparenzpflichten.

Umsatzsteuerliche Konsequenz: Durch den eigenständi-
gen Stromliefervertrag liegt keine Nebenleistung mehr vor. 
Die Stromversorgung ist eine eigenständige Hauptleistung.

Die Folge: Auch wenn die Wohnraumvermietung umsatz-
steuerfrei ist, unterliegt die Stromlieferung der Umsatzsteuer. 
Gleichzeitig besteht für die Stromlieferung ein Vorsteuerabzug 
– sowohl für die PV-Anlage als auch für zugekauften Strom. 
Ein etwaiger staatlicher Zuschlag stellt hingegen keinen  
umsatzsteuerpflichtigen Umsatz dar, sondern gilt als nicht 
steuerbarer Zuschuss.

Einkommensteuer: Ertragsteuerlich entspricht dieses 
Modell dem zweiten Modell. Man betreibt einen Gewer-
bebetrieb „Stromerzeugung und Stromhandel“. Die Steuer-
befreiung greift nur für den selbst erzeugten Strom. Der Han-
delsanteil bleibt steuerpflichtig.

Fazit Die steuerliche Behandlung hängt maßgeblich  
davon ab, ob die Stromlieferung als Nebenleistung zur  
Vermietung oder als eigenständige Hauptleistung zu quali-
fizieren ist. Ohne eigenständigen Stromliefervertrag bleibt 
die Lieferung bei Wohnraum regelmäßig umsatzsteuerfrei. 
Mit eigenständigem Vertrag wird sie umsatzsteuerpflich-
tig – unabhängig von der Steuerfreiheit der Vermietung.  
Neben der Umsatzsteuer sind insbesondere die ertragsteu-
erlichen Auswirkungen des Stromhandels zu beachten.  
Bereits kleine Unterschiede in der Vertragsgestaltung  
können erhebliche steuerliche Folgen haben.

Vergleich der drei Modelle

Modell 1: Teilbelieferung 
 

nur eigener PV-Strom 

nein

steuerfrei

nur anteilig für Einspeisung

PV-Anlage

vollständig möglich

gering

Modell 2: Vollversorgung 
ohne Förderung

PV-Strom + zugekaufter 
Reststrom

nein

steuerfrei

nur anteilig für Einspeisung

Stromerzeugung und  

Stromhandel

nur für PV-Anteil 

mittel

Modell 3: Mit Förderung 

PV-Strom mit  
eigenständigem Vertrag

ja

19 %

möglich für Strombereich

Stromerzeugung und  

Stromhandel

nur für PV-Anteil 

hoch

Kriterium  

Stromlieferung 

Wahlrecht des Mieters

USt bei Wohnraum

Vorsteuerabzug

Gewerbebetrieb

Steuerbefreiung § 3 Nr. 72 EStG

Verwaltungsaufwand

Ihre Ansprechpartnerin
Luisa Ziegler 
Steuerberaterin, ziegler@team-duecker.de
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In der Praxis kann es schnell passieren: Eine einfache  
Zahlungsanforderung wird vom Finanzamt als Rechnung im 
Sinne des Umsatzsteuergesetzes gewertet – mit der Folge, 
dass Umsatzsteuer geschuldet wird, obwohl gar keine Leis-
tung abgerechnet wurde.

Hintergrund des Falls:

Eine GmbH übernahm für ihre Auftraggeber die Projekt-
koordination, Datenverwaltung, Honorarverwaltung und 
Berichterstattung im Rahmen von Studien. Die eigentlichen 
Leistungen erbrachten jedoch Ärzte, die über gesonderte 
Verträge („Prüfarztverträge“) direkt mit den Auftraggebern 
verbunden waren.

Die GmbH selbst hatte mit den Ärzten keine Verträge abge-
schlossen, sondern zahlte die vereinbarten Honorare ledig-
lich im Auftrag und Namen der Auftraggeber an die Ärzte 
aus. Zur Abforderung der dafür benötigten Gelder stellte sie 
sogenannte „Abforderungsschreiben“ an ihre Auftraggeber 
aus – darin wurde auch Umsatzsteuer ausgewiesen, obwohl 
diese Schreiben nicht die eigenen Leistungen der GmbH  
betrafen. Das Finanzamt wertete diese Umsatzsteueranga-
ben als unberechtigten Steuerausweis nach § 14c UStG und 
setzte zusätzliche Steuer fest.

Warum das problematisch ist

Ein Dokument gilt bereits als Rechnung, wenn es Angaben 
zu Aussteller, Empfänger, Leistungsbeschreibung, Entgelt 
und Umsatzsteuer enthält – unabhängig davon, ob tatsäch-
lich eine Leistung erbracht wurde.

Wird dadurch beim Empfänger der Eindruck erweckt, es 
handle sich um eine zum Vorsteuerabzug berechtigende 
Rechnung, kann der Aussteller die Umsatzsteuer schulden 
– auch ohne tatsächliche Leistung.

Was Unternehmen beachten sollten

Wer Zahlungsanforderungen, Vorschuss- oder Abforde-
rungsschreiben verschickt, sollte prüfen:

	■ Wird Umsatzsteuer ausgewiesen, obwohl keine eigene 
Leistung abgerechnet wird?

	■ Könnte das Schreiben wie eine Rechnung wirken?

Ist das der Fall, drohen Nachzahlungen und Zinsen. Eine  
spätere Korrektur ist zwar möglich, aber oft aufwendig.

Praxistipp

	■ Verwenden Sie bei bloßen Zahlungsanforderungen neu-
trale Formulierungen („Betrag zur Weiterleitung“) statt 
„Rechnung“.

	■ Weisen Sie keine Umsatzsteuer aus, wenn keine eigene 
Leistung vorliegt.

	■ Lassen Sie Ihre Vorlagen im Zweifel steuerlich prüfen – 
insbesondere, wenn Sie Gelder für Dritte verwalten oder 
weiterleiten.

Fazit

Nicht jedes Schreiben ist automatisch eine Rechnung – aber 
jedes Schreiben kann eine werden, wenn Umsatzsteuer aus-
gewiesen wird. Wer unbedacht handelt, riskiert Nachforde-
rungen. Daher gilt: Bei Zahlungsanforderungen lieber zwei-
mal hinschauen, bevor Umsatzsteuer ausgewiesen wird.

Umsatzsteuerfalle bei Zahlungsanforderungen
Wann ein Schreiben plötzlich zur „Rechnung“ wird.

Ihre Ansprechpartnerin

Luisa Ziegler 
Steuerberaterin
ziegler@team-duecker.de
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Verluste aus der Vermietung von Ferienwohnungen sind regelmäßig Streitpunkt mit dem Finanzamt. 
Zentral ist dabei die Frage, ob eine Einkünfteerzielungsabsicht vorliegt oder private Motive überwiegen. 

TIPP

Ferienwohnungen:  
BFH erleichtert Verlustabzug

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 12.08.2025 (IX R 23/24) nun wichtige Klarstellungen zur orts-
üblichen Vermietungszeit getroffen.

Grundsätzlich gilt weiterhin: Wird eine Ferienwohnung ausschließlich an Feriengäste vermietet und im 
Übrigen dafür bereitgehalten, wird typisierend von einer Einkünfterziehungsabsicht ausgegangen. Diese 
Annahme entfällt jedoch, wenn die ortsübliche Vermietungszeit erheblich unterschritten wird – also um 
mindestens 25 %.

Entscheidend neu ist der Prüfungsmaßstab:

Das Finanzamt darf die Auslastung nicht mehr jahresweise isoliert betrachten. Maßgeblich ist vielmehr 
eine Gesamtbetrachtung über drei bis fünf Jahre, in der auch Schwankungen durch Renovierungen, 
Krankheit oder schwächere Tourismusjahre zu berücksichtigen sind.

Fazit:

Kurzfristige Ausreißerjahre dürfen nicht mehr automatisch zum Verlustabzug-Verlust führen. Für Vermieter 
bedeutet das mehr Rechtssicherheit – vorausgesetzt, die Vermietungszahlen über mehrere Jahre sind 
sauber dokumentiert.

Interesse an weiteren Tipps?

Abonnieren Sie einfach und  
kostenlos unseren Newsletter.
www.team-duecker.de
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Deepfakes haben sich zu einem ernstzunehmenden Risiko 
für Unternehmen entwickelt – mit potenziellen Folgen für 
Ertragslage und wirtschaftliche Stabilität. Der Einsatz von 
Künstlicher Intelligenz (KI) und maschinellem Lernen hat 
die Qualität solcher Fälschungen massiv gesteigert und sie 
zu einem zentralen Werkzeug für Desinformation und Cy-
bercrime gemacht.

Cyber-Kriminelle nutzen Deepfakes gezielt, um sich als Kun-
den, Geschäftspartner oder Führungskräfte auszugeben. 
Auf diese Weise werden betrügerische Transaktionen an-
gestoßen oder autorisiert – oft mit hoher Glaubwürdigkeit 
und großem Schadenspotenzial.

Mittelstand im Fokus der Angreifer

Cyberangriffe betreffen längst nicht mehr nur große  
Konzerne. Auch mittelständische Unternehmen geraten zu-
nehmend ins Visier. Zwar ist das Risikobewusstsein deutlich 
gestiegen, dennoch bestehen weiterhin spürbare Defizite, 
insbesondere in der organisatorischen Aufstellung.

Während technische Schutzmaßnahmen häufig priorisiert 
werden, fehlen vielerorts klare Zuständigkeiten, Prozesse 
und verbindliche Regeln. Gleichzeitig lässt die fortschrei-
tende digitale Transformation die Angriffsfläche kontinuier-
lich wachsen.

Wenn KI täuscht:  
Deepfake-Risiken für Unternehmen
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Täuschend echte Videos, perfekt imitierte Stimmen und manipulierte Inhalte sind längst 
mehr als technische Spielereien.
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Besonders herausfordernd sind schnelle Reaktionszei-
ten, die zuverlässige Identifikation von Angriffen und Tä-
tern, belastbare Reaktionspläne sowie die Vorbereitung 
von Führungskräften und Mitarbeitenden. Ungeschultes  
Personal verstärkt bestehende Schwachstellen erheblich. Die 
möglichen Folgen reichen von finanziellen Verlusten über 
Reputationsschäden bis hin zu rechtlichen Konsequenzen.

Struktur statt Einzelmaßnahmen

Ein strukturierter Ansatz zur Stärkung der Informationssi-
cherheit ist die Einführung eines Informationssicherheits-
Managementsystems (ISMS) nach ISO/IEC 27001. Es ermög-
licht eine systematische Risikoidentifikation, -bewertung 
und die Ableitung geeigneter Kontrollmaßnahmen.

Ergänzend bewährt sich die klare Bündelung der Cyber-
Verantwortung, etwa in der Rolle eines Chief Information  
Security Officers (CISO), sowie regelmäßige Schulungen 
und Sensibilisierungsmaßnahmen.

Deepfakes: Vielfältig, realistisch, schwer 
erkennbar

Deepfakes treten in unterschiedlichen Ausprägungen auf – 
von manipulierten Videos über gefälschte Audiodateien bis 
hin zu synthetischen Texten und Bildern. Besonders kritisch 
sind Hybrid-Angriffe, bei denen mehrere Manipulationsfor-
men kombiniert werden.

Grundsätzlich kann jede Branche betroffen sein, besonders 
exponiert sind jedoch Unternehmen, deren Geschäftsmo-
dell stark auf Vertrauen, Reputation und Kommunikation 
basiert. Moderne Deepfakes sind kaum noch von echten 
Inhalten zu unterscheiden. Die benötigten Werkzeuge sind 
leicht zugänglich, benötigen nur minimale Ausgangsdaten 
und lassen sich auf handelsüblicher Hardware einsetzen. 
Entsprechend anspruchsvoll ist ihre Erkennung.

Prävention auf mehreren Ebenen

Wirksame Prävention erfordert klare organisatorische und 
technische Schutzmechanismen. Dazu gehören verbind-
liche Rückrufverfahren für sensible Anweisungen, ins-
besondere bei Finanztransaktionen. Mehrstufige Freiga-
beprozesse, wie das Vier-Augen-Prinzip oder zusätzliche 
Bestätigungen über einen zweiten Kommunikationskanal, 
tragen signifikant zur Erhöhung der Sicherheit bei. Unter-
stützend können technische Lösungen wie digitale Was-
serzeichen, Verifikationssoftware und KI-gestützte Erken-

nungstools eingesetzt werden. Trotz der Verwendung von 
Technik ist die Aufmerksamkeit des Betrachters entschei-
dend: Manipulierte Inhalte weisen mitunter auffällig perfek-
te Eigenschaften auf oder ihr angebliches Alter entspricht 
nicht ihrem Zustand.

KI als Risikotreiber

Der Einsatz von KI-Tools wie ChatGPT senken die  
Einstiegshürden für Cyberkriminelle erheblich. Auch we-
niger technisch versierte Täter können hochprofessionelle 
Angriffe durchführen. Gleichzeitig hilft KI dabei, vorhande-
ne Schwachstellen in Prozessen und Sicherheitsstrukturen 
gezielt zu identifizieren.

Da sich Sicherheitsrisiken durch KI grundlegend verändern, 
sind klare Regeln und verbindliche Richtlinien unverzicht-
bar. Die Eingabe interner oder sensibler Informationen in 
KI-Anwendungen – etwa zur schnellen Erstellung von E-
Mails – ist riskant, da diese Daten in Lernprozesse einfließen 
können.

Schlussgedanke

Deepfakes sind kein Nischenproblem, sondern ein syste-
misches Risiko. Sie gefährden Unternehmensreputation, 
öffentliche Kommunikation und wirtschaftliche Stabilität. 
Wirtschaftsprüfer sichern dabei nicht nur Zahlen, sondern 
Vertrauen – eines der zentralen Fundamente unserer Wirt-
schaft. Gleichzeitig sind Unternehmen, Politik und Gesell-
schaft gefordert, der digitalen Täuschung mit Prävention, 
Schutzmaßnahmen und Medienkompetenz gemeinsam zu 
begegnen.

Tobias Gierse
Prüfungsleiter | IT-Auditor IDW

gierse@team-duecker.de

Ihre Ansprechpartner

Dunja Lakssiouar
Prüfungsassistentin 
lakssiouar@team-duecker.de
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Herstellungs- und Erhaltungsaufwand  
im Fokus: 
Neues BMF-Schreiben schafft mehr Struktur – aber nicht weniger Prüfungsbedarf.

Beim Erwerb oder der Modernisierung einer Bestandsim-
mobilie stellt sich häufig die Frage, ob die Kosten sofort 
als Erhaltungsaufwand abziehbar sind oder als Herstel-
lungs- bzw. anschaffungsnahe Herstellungskosten aktiviert 
und über Jahre abgeschrieben werden müssen. Ein neues  
Schreiben des BMF vom 26. Januar 2026 sorgt hier für Klar-
heit – und zugleich für neue praktische Herausforderungen.

Vier Kategorien – klare Systematik

Die Aufwendungen für Instandsetzung und Modernisie-
rung ordnet das Schreiben konsequent vier Bereichen zu:

■	Anschaffungskosten 
■	Herstellungskosten 
■	anschaffungsnahe Herstellungskosten 
■	Erhaltungsaufwendungen

Grundsätzlich bleibt Erhaltungsaufwand sofort abzugsfä-
hig. Das BMF definiert jedoch nun detaillierter, wann eine 
Aktivierungspflicht greift. Das Ziel besteht in einer stärkeren 
Generalisierung und Harmonisierung der bisherigen, stark 
einzelfallgeprägten Rechtsprechung.

Die 15-%-Grenze bleibt – mit negativen 
Auswirkungen

Die sogenannte 15-%-Grenze ist nach wie vor von zentraler 
Bedeutung: Werden innerhalb von drei Jahren nach Anschaf-
fung die Modernisierungs- und Instandsetzungskosten von 
15 % der Gebäudekosten (ohne USt und ohne Grund und 

Boden) überschritten, gelten sie insgesamt als anschaffungs-
nahe Herstellungskosten.

Als Neuerung ist die deutliche Betonung zu nennen, dass 
auch Schönheitsreparaturen einzubeziehen sind. Zudem 
kann das nachträgliche Über- oder Unterschreiten der 
Grenze steuerlich rückwirkend sein. Das bedeutet, dass 
Steuerbescheide früherer Jahre geändert werden können. 
Eine fortlaufende Überwachung der Kosten in den ersten 
drei Jahren nach dem Erwerb wird somit noch wichtiger.

Herstellungskosten: Wann liegt eine „wesentliche Verbes-
serung“ vor? Außerhalb der Drei-Jahres-Frist ist vor allem 
entscheidend, ob durch die getroffenen Maßnahmen eine 
wesentliche Verbesserung eintritt. Für Wohngebäude legt 
das BMF dabei den Fokus auf vier entscheidende Ausstat-
tungsbereiche:

■	Heizungsinstallation 
■	Sanitärinstallation 
■	Elektroinstallation 
■	Fenster

Eine Standardhebung liegt regelmäßig vor, wenn min-
destens drei der vier Bereiche deutlich verbessert werden. 
Auch durch die Kombination aus zwei Kernbereichen und 
einer baulichen Erweiterung kann das Ausreichen der An-
forderungen erreicht werden. Zu beachten ist: Energetische 
Maßnahmen wirken sich nicht zwangsläufig auf den Stan-
dard aus. Der bloße Austausch einer Heizungsanlage oder 
der Wechsel der Energiequelle genügen in der Regel nicht.
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Maßgeblich ist der „ursprüngliche Zustand“

Ausschlaggebend ist ein Vergleich mit dem ursprünglichen 
Zustand des Gebäudes. Dabei sind nicht aktuelle Maßstäbe 
ausschlaggebend, sondern der zum Zeitpunkt der Herstel-
lung oder des entgeltlichen Erwerbs übliche Standard.

Das kann in der praktischen Umsetzung bedeuten: Was 
heute als einfacher Standard gilt. Eine Modernisierung auf 
den heutigen mittleren Standard führt daher nicht zwangs-
läufig zu einer steuerlich relevanten Standarderhöhung.

Insbesondere bei langjährigem Besitz oder unentgeltlichen 
Übertragungen kann die Ermittlung dieses Referenzzu-
stands sehr anspruchsvoll sein. Eine lückenlose Dokumen-
tation ist daher entscheidend für den Erfolg.

Betriebsbereitschaft und subjektive 
Zweckbestimmung

Das BMF konkretisiert den Begriff der „Betriebsbereitschaft“ 
im Bereich der Anschaffungskosten. Neben der objektiven 
Nutzbarkeit spielt demnach auch die subjektive Zweckbe-
stimmung des Erwerbers eine Rolle. Wer etwa ein Gebäu-
de mit der klaren Absicht erwirbt, es auf einen bestimmten 
Qualitätsstandard zu bringen, kann die Aufwendungen für 
die erstmalige Herstellung dieses Standards als Anschaf-
fungskosten behandeln.

Damit rückt die individuelle Nutzungsplanung stärker in 
den Fokus – mit entsprechenden Folgen für die steuerliche 
Behandlung.

Nutzungsänderung: Streitpunkt mit  
Praxisrelevanz

Besonders diskussionsanfällig bleibt das Thema Nutzungs- 
oder Funktionsänderung. Herstellungskosten können auch 
dann vorliegen, wenn ein Gebäude so tiefgreifend umge-
staltet wird, dass es wirtschaftlich als „anderes“ Gebäude 
erscheint.

Allerdings reicht nicht jede Umnutzung aus. Die bloße  
Vermietung einer Wohnung an einen Freiberufler mit  
kleineren Anpassungen dürfte in der Regel keine grund-
legende Wesensänderung darstellen. Die Praxis zeigt  
dennoch, dass Finanzämter hier häufig gründlich prüfen – 
insbesondere bei umfangreichen Umbauten.

Beweislast – theoretisch klar, praktisch 
anspruchsvoll

Formell trägt die Finanzverwaltung die Feststellungslast 
für Tatsachen, die zur Annahme von Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten führen. Gleichzeitig betont das BMF  
jedoch die Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen – 
vor allem bei der Darlegung des ursprünglichen Zustands.  
Hinzu kommt ein Indizienkatalog, etwa bei umfassen-
den Sanierungen in engem zeitlichem Zusammenhang 
mit dem Erwerb oder deutlichen Mietsteigerungen nach  
Abschluss der Maßnahmen. In Betriebsprüfungen dürfte 
dies künftig eine zentrale Rolle spielen.

Fazit: Mehr Struktur, höhere Anforderungen

Das neue BMF-Schreiben bedeutet zwar keine grundlegen-
de Kehrtwende, systematisiert und verdichtet die bisherige 
Verwaltungsauffassung jedoch deutlich stärker. Für Steuer-
pflichtige und Berater bedeutet dies:

■	Sanierungsmaßnahmen sollten frühzeitig  
	 steuerlich geplant werden. 
■	Zeitliche Staffelungen können entscheidend sein. 
■	Eine sorgfältige Dokumentation des  
	 Ausgangszustands ist unerlässlich. 
■	15% Grenze laufend überwachen?

Insbesondere bei größeren Investitionen in Bestandsim-
mobilien ist eine frühzeitige steuerliche Beratung empfeh-
lenswert, um sicherzustellen, dass aus einer wirtschaftlich 
sinnvollen Modernisierung keine unerwartete steuerliche 
Langzeitbindung entsteht.

Ihr Ansprechpartner

Prof. Dr. Reinhard Dücker
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater
duecker@team-duecker.de
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